
IV 

(Vor dem 1. Dezember 2009 in Anwendung des EG-Vertrags, des EU-Vertrags und des Euratom-Vertrags 
angenommene Rechtsakte) 

EMPFEHLUNG DER KOMMISSION 

vom 9. Oktober 2009 

über die Mobilisierung der Informations- und Kommunikationstechnologien für die Erleichterung 
des Übergangs zu einer energieeffizienten, kohlenstoffarmen Wirtschaft 

(2013/105/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 211, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Im April 2006 haben das Europäische Parlament und der 
Rat eine Richtlinie über Endenergieeffizienz und Energie­
dienstleistungen ( 1 ) erlassen, die die Grundlage für Maß­
nahmen schafft, um das Energieeinsparungspotenzial in 
Bereichen der Endenergienutzung auszuschöpfen, die 
nicht vom EU-System für den Emissionsrechtehandel er­
fasst werden. 

(2) Bei der Planung und Meldung nationaler Energieeffizienz­
maßnahmen außerhalb des Systems für den Emissions­
rechtehandel spielen die in der Richtlinie 2006/32/EG 
geforderten nationalen Aktionspläne für Energieeffizienz 
(NEEAP) eine wichtige Rolle. Mehrere Mitgliedstaaten ha­
ben in ihren ersten NEEAP auf Pläne zur Nutzung des 
mit den IKT verbundenen Energieeinsparpotenzials ver­
wiesen ( 2 ). 

(3) Im Oktober 2006 verabschiedete die Kommission die 
Mitteilung „Aktionsplan für Energieeffizienz: Das Poten­
zial ausschöpfen“ ( 3 ), in dem sie darauf hinwies, dass wir 
unsere gesellschaftlichen Verhaltensmuster grundlegend 
ändern müssen, um mit geringerem Energieverbrauch 
die gleiche Lebensqualität gewährleisten zu können. 

(4) Später, im März 2007, legte der Europäische Rat das Ziel 
fest, 20 % des EU-Energieverbrauchs gemessen an den 
Prognosen für 2020 einzusparen, und unterstützte die 
Vorgabe, die Treibhausgasemissionen bis 2020 um 
20 % zu verringern. Auch der Europäische Rat rief in 
Anbetracht des Zusammenhangs zwischen Energiever­
brauch und Kohlendioxidemissionen zur Entwicklung ei­
ner nachhaltigen EU-Klima- und Energiepolitik auf. Die 

Ausschöpfung des Einsparpotenzials von 20 % des EU- 
Energieverbrauchs dürfte erhebliche Kosteneinsparungen 
und Umweltvorteile mit sich bringen. 

(5) Im Januar 2008 verabschiedete die Kommission die Mit­
teilung „20 und 20 bis 2020 - Chancen Europas im Klima­
wandel“ mit einem Paket weitreichender und konkreter 
Vorschläge, die verdeutlichen, dass die vereinbarten Kli­
maziele technisch und wirtschaftlich erreichbar sind und 
eine einzigartige wirtschaftliche Chance für tausende eu­
ropäische Unternehmen darstellen ( 4 ). Die Vorschläge 
wurden vom Europäischen Rat ( 5 ) und dem Europäischen 
Parlament im Dezember 2008 gebilligt. 

(6) Im Mai 2008 verabschiedete die Kommission die Mittei­
lung „Verbesserung der Energieeffizienz durch Informations- 
und Kommunikationstechnologien“ ( 6 ), in der sie das Poten­
zial dieser Technologien anerkannte, die Energieeffizienz 
in der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft im Allgemei­
nen auf kostenwirksame Weise zu steigern. 

(7) Im Juli 2008 verabschiedete die Kommission eine Mit­
teilung über den Aktionsplan für Nachhaltigkeit in Produk­
tion und Verbrauch und für eine nachhaltige Industriepoli­
tik ( 7 ), der Vorschläge dazu enthielt, wie die Umweltver­
träglichkeit von Produkten im Verlauf ihres Lebenszyklus 
verbessert, die Nachfrage nach umweltfreundlicheren Gü­
tern gesteigert und die EU-Industrie dazu animiert wer­
den kann, Chancen für Innovationen zu nutzen. 

(8) Zur Unterstützung dieses Aktionsplans erarbeitet die 
Kommission derzeit über ihre Gemeinsame Forschungs­
stelle auf der Grundlage eines verbundenen Mandats aus 
der Mitteilung „Integrierte Produktpolitik - Auf den ökologi­
schen Lebenszyklus-Ansatz aufbauen“ ( 8 ) ein Handbuch ( 9 ) 
für die Messung und Analyse der Umweltauswirkungen 
während des Lebenszyklus von Produkten und Prozessen, 
auch unter Berücksichtigung von Kohlendioxidemissio­
nen und Energieeffizienz.
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(9) Im November 2008 beschloss die Kommission ein Euro­
päisches Konjunkturprogramm ( 1 ) für eine schnellere 
Rückkehr zu wirtschaftlichem Wachstum, in dem auf 
die Notwendigkeit sofortiger Investitionen in die Energie­
effizienz und umweltfreundliche Technologien hingewie­
sen wurde. Um diesen Plan zu verwirklichen, hat die 
Kommission in ihrer Mitteilung „Jetzt investieren in die 
Zukunft Europas“ ( 2 ) ein Maßnahmenpaket vorgeschlagen, 
um finanzielle Fördermittel in Energie- und in Hoch­
geschwindigkeits-Breitbandnetze zu lenken. 

(10) Als Teil des Konjunkturprogramms hat die Kommission 
öffentlich-private Partnerschaften (energieeffiziente Ge­
bäude, Fabrik der Zukunft und umweltgerechte Kraftfahr­
zeuge) eingerichtet, durch die umweltfreundliche Tech­
nologien und intelligente Energieinfrastrukturen im Ge­
bäude- sowie im Produktions- und im Verkehrssektor 
weiterentwickelt werden sollen. 

(11) Im Dezember 2008 verabschiedete die Kommission im 
Rahmen der Initiative zur Ökologisierung des Verkehrs 
einen Aktionsplan zur Einführung intelligenter Verkehrs­
systeme in Europa sowie einen dazugehörigen Vorschlag 
für eine Richtlinie zur Festlegung eines Rahmens für die 
Einführung intelligenter Verkehrssysteme im Straßenver­
kehr und für deren Schnittstellen zu anderen Verkehrs­
trägern ( 3 ). Die Kommission schlug darin gezielte Maß­
nahmen vor, die die Einführung intelligenter Verkehrs­
systeme beschleunigen und damit die Energieeffizienz 
der Verkehrssysteme verbessern sollen. 

(12) Auf IKT-Ausrüstungen und -Dienstleistungen entfallen 
etwa 8 % des Stromverbrauchs in der EU, wodurch 
etwa 2 % der Kohlendioxidemissionen verursacht wer­
den ( 4 ). Die Richtlinie 2005/32/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 6. Juli 2005 zur Schaffung 
eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen an 
die umweltgerechte Gestaltung energiebetriebener Pro­
dukte ( 5 ) enthält EU-weite Vorschriften für das Inverkehr­
bringen solcher Produkte, einschließlich IKT-Produkten, 
die sich auf ihre Energieeffizienz und Umweltverträglich­
keit über den gesamten Lebenszyklus beziehen. Die 
Richtlinie schafft auch Möglichkeiten für freiwillige Ini­
tiativen der Industrie. 

(13) In ihrer Mitteilung über die Mobilisierung der Informations- 
und Kommunikationstechnologien für die Erleichterung des 
Übergangs zu einer energieeffizienten, kohlenstoffarmen Wirt­
schaft ( 6 ) hat die Kommission auf das ungenutzte Poten­
zial des IKT-Sektors für systemische Verbesserungen sei­
ner eigenen Prozesse, u. a. Betrieb, Herstellung, Dienst­
leistungen und Lieferkettenmanagement, hingewiesen. 

(14) Die im September 2009 veröffentlichten Ergebnisse der 
öffentlichen Konsultation ( 7 ) haben bestätigt, dass die Un­
ternehmen derzeit jeweils unterschiedliche Strategien zur 
Verbesserung ihrer Energieeffizienz und Umweltverträg­
lichkeit verfolgen. Durch ein koordiniertes Vorgehen 
könnten Chancen besser aufgezeigt, Investitionen gebün­
delt und wirtschaftliche Vorteile für die gesamte Branche 
erzielt und zudem Energieeffizienzziele besser erreicht 
werden. 

(15) Die Festlegung anspruchsvoller Ziele durch den IKT-Sek­
tor im Hinblick auf eine Verbesserung der Energieeffi­
zienz und Umweltverträglichkeit seiner Prozesse ist von 
größter Bedeutung. Die Fortschritte bei der Verwirk­
lichung dieser Ziele sollten gemessen und überprüft wer­
den können. Sobald zuverlässigere Ausgangsdaten zur 
Verfügung stehen, sollten die Ziele aktualisiert werden. 
Der IKT-Sektor hat Interesse an der Einrichtung eines 
Forums für Energieeffizienz (ICT4EE) bekundet, dessen 
Aufgabe es wäre, Grundlagen zu schaffen und anzuwen­
den, anhand deren die Energie- und Kohlenstoffbilanz des 
Sektors gemessen, Ziele festgesetzt und die erreichten 
Fortschritte überwacht werden könnten. 

(16) Für die Zwecke dieser Empfehlung umfasst die Bezeich­
nung IKT-Sektor die Bereiche Herstellung, Vertrieb und 
Dienstleistungen gemäß der Definition der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung ( 8 ). 

(17) Schätzungen zufolge könnte durch IKT-gestützte Verbes­
serungen in anderen Wirtschaftsbereichen die Gesamt­
menge an Kohlendioxidemissionen bis 2020 um 15 % 
gesenkt werden ( 9 ). Kurzfristig dürften durch den IKT-Ein­
satz im Gebäude- und Bausektor, in der Verkehrslogistik 
und im Energieendverbrauch beträchtliche Energieeffi­
zienzgewinne zu erzielen sein. 

(18) Der IKT-Sektor kann Simulations-, Modellierungs-, Ana­
lyse- sowie Überwachungs- und Visualisierungswerkzeuge 
bereitstellen, die unbedingt benötigt werden, um den Ent­
wurf und den Betrieb von Gebäuden in ein Gesamtkon­
zept einzufügen, das die zahlreichen Faktoren, die den 
Energiebedarf beeinflussen, mit einbezieht. Investitionen 
werden allerdings erschwert, weil es an sektorweiten, zu­
verlässigen und transparenten Methoden zur Quantifizie­
rung und Beobachtung der im Zeitverlauf erzielten Ener­
gie- und Kosteneinsparungen fehlt, auf die sich die Ent­
wurfsstrategien und -werkzeuge im Idealfall stützen soll­
ten. 

(19) Verkehrs- und Logistikunternehmen sind für Ablauf und 
die Optimierung ihres Gesamtbetriebs stark auf die IKT 
angewiesen, insbesondere was die Anforderungen an 
Transport und Lagerung anbelangt. Sie könnten daher 
eine Vorreiterrolle spielen, wenn es darum geht, die Ener­
gie- und Kohlenstoffbilanz ihrer Dienstleistungen zu op­
timieren und die Kunden angemessen zu informieren.
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(20) Im Gebäude- und Bausektor sowie im Verkehrs- und 
Logistikbereich wurde bereits ein Bedarf an vergleich­
baren Methoden zur Messung der Energieeffizienz und 
der Kohlendioxidemissionen festgestellt und mit entspre­
chenden Arbeiten begonnen. Die gemeinsamen Metho­
den sollten zur Gewinnung zuverlässiger Daten genutzt 
werden, auf deren Grundlage IKT-Instrumente entwickelt 
werden könnten. 

(21) Durch sektorübergreifende Partnerschaften könnte die 
Entwicklung und umfassende Einführung IKT-gestützter 
Lösungen für die Überwachung, Verwaltung und Mes­
sung von Energienutzung und Kohlendioxidemissionen 
in Energie verbrauchenden Bereichen beschleunigt und 
damit eine zuverlässige Grundlage für Entscheidungen 
im Hinblick auf Energieeinsparungen und Emissionssen­
kungen geschaffen werden. 

(22) Intelligente Messsysteme bieten die Möglichkeit eines 
Echtzeit-Informationsflusses und neuer Regelkreise, was 
wiederum ein besseres Energiemanagement ermöglicht 
und den Endverbrauch bei den Kunden beeinflusst, ins­
besondere wenn die Verbrauchsmessung durch informa­
tive Abrechnungen ergänzt wird. Mehrere Mitgliedstaaten 
haben intelligente Verbrauchsmessungen gesetzlich vor­
geschrieben oder ziehen entsprechende Vorschriften in 
Betracht. Ein abgestimmtes Vorgehen der Mitgliedstaaten 
bei der Festlegung von Mindestspezifikationen für die 
Funktionsmerkmale intelligenter Messeinrichtungen 
würde dabei helfen, technische Hindernisse zu überwin­
den, die Interoperabilität zu gewährleisten und die Ein­
führung innovativer IKT-gestützter Anwendungen für das 
Management des Energieendverbrauchs zu ermöglichen. 

(23) Intelligente Verbrauchsmessung und intelligente Strom­
netze sind wichtige Instrumente für die Maximierung 
von Energieeinsparungen in Gebäuden, die groß ange­
legte Einführung von Elektrofahrzeugen, eine effiziente 
Energieversorgung und -verteilung sowie für die Integra­
tion erneuerbarer Energiequellen. Aus solchen Entwick­
lungen hervorgehende Anwendungen und Dienste dürf­
ten zur Entstehung neuer Wirtschaftsbereiche führen, an 
denen sowohl Akteure des Energie- als auch des IKT- 
Sektors beteiligt sein werden. Neben den Voraussetzun­
gen für die Entstehung neuer Märkte sollte auch Pilot­
projekten und anderen Sondierungsmaßnahmen Auf­
merksamkeit geschenkt werden. 

(24) Für die Zwecke dieser Empfehlung ist unter Demateriali­
sierung der IKT die Verringerung des Bedarfs an mate­
riellen Ausrüstungen für die Erbringung elektronischer 
Dienste zu verstehen. Von besonderer Bedeutung ist die 
Dematerialisierung bei der öffentlichen Beschaffung von 
IKT. Sie kann erreicht werden, indem die Nutzung vor­
handener materieller Ressourcen und die Konfiguration 
von IKT-Systemen optimiert werden und dafür gesorgt 
wird, dass keine vertraglichen oder technischen Hinder­
nisse der Erweiterung oder Modernisierung bestehender 
Systeme im Wege stehen. 

(25) Wie die in Erwägungsgrund 14 genannte öffentliche 
Konsultation gezeigt hat, besteht auf allen Verwaltungs­
ebenen die Bereitschaft, zur Verbesserung der Energieef­
fizienz und Verringerung der Kohlendioxidemissionen 
beizutragen. Die Rolle der IKT bei der Erreichung dieser 
Ziele steht auch im Mittelpunkt von Initiativen, die von 
Behörden in Europa derzeit durchgeführt werden. Um die 
Kohärenz zwischen den Maßnahmen zu gewährleisten, 
positive Synergien zu nutzen und durch Erfahrungsaus­

tausch eine gemeinsame Wissensbasis zu schaffen, bedarf 
es einer wirksamen Zusammenarbeit zwischen den Re­
gierungen der Mitgliedstaaten auf nationaler, regionaler 
und lokaler Ebene. 

(26) Schätzungen zufolge könnte durch einen breiteren Ein­
satz bestimmter Anwendungen, z. B. öffentliche Online- 
Dienste und -Anwendungen, sowie moderner Kooperati­
onstechnologien der weltweite Energieverbrauch bis 
2020 um mindestens 1-2 % gesenkt werden ( 1 ). Damit 
die EU Energieeinsparungen in großem Umfang realisie­
ren kann, muss unbedingt eine europaweite Breitbandin­
frastruktur aufgebaut werden. 

(27) Ein wirksames Vorgehen einzelner Organisationen oder 
Interessengruppen ist nicht möglich. Gesellschaftsweite 
systemische Veränderungen können nur durch ein abge­
stimmtes Vorgehen mehrerer, privater wie öffentlicher 
Organisationen herbeigeführt werden, wozu auch Part­
nerschaften auf Kommunal- und Regionalebene gehören. 
Die Kommission möchte zudem den Austausch bewähr­
ter Praktiken für die Nutzung von IKT-Lösungen zur 
Steigerung der Energieeffizienz fördern. 

(28) Um wirkliche Fortschritte zu erzielen, ist ein entschlos­
senes Engagement auf nationaler, regionaler und lokaler 
Ebene notwendig. Deshalb liegt es an den nationalen, 
regionalen und lokalen politischen Entscheidungsträgern, 
ihr uneingeschränktes Engagement für eine zügige 
Durchführung der in der dieser Mitteilung empfohlenen 
Maßnahmen zu bekräftigen — 

EMPFIEHLT, dass der Informations- und Kommunikationstech­
nologiesektor 
mit dem Ziel, seinen wachsenden Anteil an den globalen Koh­
lendioxidemissionen zu verringern und das Potenzial der Infor­
mations- und Kommunikationstechnologien (IKT), beim Über­
gang zu einer energieeffizienten, kohlenstoffarmen Wirtschaft 
eine zentrale und entscheidende Rolle zu spielen, verstärkt zu 
nutzen, 

(1) sich zu einer schrittweisen Kohlendioxidreduzierung ver­
pflichtet, die zu einer messbaren und nachprüfbaren Ver­
ringerung der Energieintensität und der Kohlendioxidemis­
sionen aller Prozesse führt, die bei der Herstellung, dem 
Transport und dem Vertrieb von IKT-Geräten und -Bau­
teilen eine Rolle spielen; 

(2) sich über seine Branchenverbände an einem von der Eu­
ropäischen Kommission einzuleitenden Prozess mit folgen­
den Zielsetzungen beteiligt: 
(a) Erarbeitung einer Grundlage zur Messung seiner Ener­

gieeffizienz und Umweltverträglichkeit, wozu der Sek­
tor bis 2010 die Ausgangsdaten liefern soll; 

(b) Annahme und Anwendung gemeinsamer Methoden bis 
Ende 2011; 

(c) Bestimmung von Energieeffizienzzielen bis 2011, mit 
denen die von der EU für das Jahr 2020 gesteckten 
Ziele nach Möglichkeit bereits 2015 übertroffen wer­
den; 

(d) Erstellung eines Fahrplans innerhalb von drei Monaten 
nach Annahme dieser Empfehlung mit anschließenden 
Jahresberichten;
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(3) gemeinsam mit der Europäischen Kommission sowie mit 
anderen zuständigen öffentlichen Stellen und internationa­
len Organisationen einen Prüf- und Verifizierungsrahmen 
entwickelt, anhand dessen beurteilt wird, ob und inwieweit 
Vorgaben zur Verringerung der Energieintensität und der 
Kohlendioxidemissionen von einzelnen Unternehmen ein­
gehalten werden; 

(4) in enger Zusammenarbeit mit dem Gebäude- und Bausek­
tor IKT-Lösungen zur Verbesserung der Umweltverträglich­
keit und Energieeffizienz neuer und bestehender Gebäude 
sowie Bau- und Renovierungsverfahren ermittelt und einen 
gemeinsamen Fahrplan für die breite Einführung solcher 
Lösungen erstellt; 

(5) in enger Zusammenarbeit mit dem Gebäude- und Bausek­
tor Hindernisse beseitigt, die einem breiteren Einsatz von 
IKT-gestützten Modellierungs- und Simulationswerkzeugen 
und sonstigen Anwendungen, die die Einhaltung geltender 
Vorschriften an die Energieeffizienz von Gebäuden erleich­
tern und unterstützen, im Wege stehen; 

(6) in enger Zusammenarbeit mit dem Verkehrs- und Logis­
tiksektor IKT-Lösungen zur Verbesserung der Umweltver­
träglichkeit und Energieeffizienz ihrer Dienstleistungen er­
mittelt und in Verbindung mit den Tätigkeiten im Rahmen 
des IVS-Aktionsplans einen gemeinsamen Fahrplan für die 
großflächige Verwendung solcher Lösungen erstellt; 

(7) in enger Zusammenarbeit mit dem Verkehrs- und Logis­
tiksektor eine systematische Grundlage schafft, um allen 
potenziellen Kunden vollständige, vergleichbare und zuver­
lässige Daten über den Energieverbrauch und die Kohlen­
dioxidemissionen ihrer Güterverkehrs- und sonstigen 
Dienstleistungen bereitzustellen; 

EMPFIEHLT, DASS DIE MITGLIEDSTAATEN 

mit dem Ziel sicherzustellen, dass die IKT-Politik mit nationalen, 
lokalen und regionalen Konzepten für einen Übergang zu einer 
energieeffizienten, kohlenstoffarmen Wirtschaft voll im Einklang 
steht, 

(8) über ihre zuständigen nationalen Behörden 

(a) spätestens bis Ende 2010 eine gemeinsame Mindest­
spezifikation für die Funktionsmerkmale intelligenter 
Messeinrichtungen vereinbaren, durch die die Verbrau­
cher bessere Informationen über ihren Energiever­
brauch sowie bessere Möglichkeiten zu dessen Steue­
rung erhalten; 

(b) spätestens bis Ende 2012 einen kohärenten Zeitrah­
men für die Einführung der intelligenten Verbrauchs­
messung festlegen; 

(9) Beschaffungsverfahren beschließen und anwenden, die die 
Hebelwirkung der Nachfrage des öffentlichen Sektors im 
Hinblick auf eine Dematerialisierung von IKT-Produkten 
und -Diensten ausnutzen; 

(10) auf allen Verwaltungsebenen die Verwendung geeigneter 
IKT-Werkzeuge erleichtern, um die Auswirkungen unter­
schiedlicher politischer Maßnahmen besser zu verstehen 
und aus deren Zusammenwirken resultierende Beeinträch­
tigungen zu vermeiden; 

(11) in der Aus- und Weiterbildung von Fachkräften relevanter 
Bereiche die Verwendung von Energiesimulationen und 
-modellen fördern, insbesondere: 

(a) Architekten, Bauunternehmer und Installateure 

(b) Energiekontrolleure 

(c) Logistik, Güter- und Personenbeförderung 

(d) öffentliche Dienste, Planungs- und Politikfunktionen; 

(12) über ihre nationalen, regionalen und kommunalen Behör­
den Strategien für die Einführung einer zuverlässigen 
Hochgeschwindigkeits-Breitbandinfrastruktur anwenden 
und gegebenenfalls anpassen, um die Überwachung und 
das Management des Verbrauchs, der Verteilung und Er­
zeugung von Energie, einschließlich erneuerbarer Energie­
quellen, zu vereinfachen und die Einführung gemein­
schaftsweiter Systeme wie intelligente Verbrauchsmessung, 
intelligente Stromnetze und intelligente Städte zu fördern; 

(13) neben ihren Verpflichtungen aus Artikel 3 Absatz 11 und 
Anhang I Nummer 2 der Richtlinie 2009/72/EG für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt ( 1 ) alle Beteiligten in groß ange­
legte Demonstrationsvorhaben für intelligente Messsysteme 
und intelligente Stromnetze einbinden, um Einvernehmen 
über die Voraussetzungen für künftige IKT-gestützte Inno­
vationen zu erzielen; 

(14) über ihre nationalen, regionalen und kommunalen Behör­
den offene digitale Plattformen nutzen, um auf ein inte­
griertes Konzept für die Stadtplanung und die Erbringung 
öffentlicher Dienstleistungen hinzuwirken, den Wissens­
austausch zu fördern sowie die Erstellung von Katalogen 
bewährter Praktiken und die Pflege von leicht zugänglichen 
Informationsbeständen zu unterstützen; 

(15) über ihre nationalen, regionalen und kommunalen Behör­
den Möglichkeiten für kreative Formen der Zusammen­
arbeit und Problemlösung auf Gemeinschaftsebene schaf­
fen, und zwar durch Aufforderungen zur Einreichung von 
Ideen, Wettbewerbe und nach Möglichkeit durch freien 
Zugang zu einer breiten Palette öffentlicher digitaler In­
halte und Daten; 

(16) über ihre nationalen, regionalen und kommunalen Behör­
den die Vorteile, die sich aus dem Ersatz nichtelektro­
nischer Verwaltungsvorgänge durch energieeffizientere On­
line-Anwendungen und -Dienste ergeben, auf alle Gesell­
schaftsbereiche ausweiten;
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( 1 ) ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 55.



FORDERT die Mitgliedstaaten AUF, 
die Kommission über die aufgrund dieser Empfehlung ergriffenen Maßnahmen innerhalb von 12 Monaten 
nach ihrer Veröffentlichung und anschließend einmal jährlich zu unterrichten. 

Brüssel, den 9. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Viviane REDING 
Mitglied der Kommission
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